
Arbeitsmarkt- und Regionalpolitik

F�r eine genderoffene Diskussion der Abgrenzung von F�rderregionen
und der -richtlinien

Unter »Arbeitsbedingungen« werden all die Umst�nde ver-
standen, die mit dem Arbeitsprozess (Arbeitssystem) ver-
bunden sind. Sie ergeben sich aus dem Arbeitsauftrag
(Arbeitsaufgabe) und seinen Ausf�hrungsbedingungen.1

Neben den Sachbedingungen und den Umweltbedingun-
gen pr�gen die finanziellen, rechtlichen und sozialen Ver-
h�ltnisse die Arbeitsbedingungen nachhaltig. Letztere be-
stimmen mit, ob Arbeitsbedingungen als »... menschen-
gerecht, d.h. gemessen am Maßstab Mensch und seinen
Eigengesetzen ...«2 gelten k�nnen. Insofern wirken die
Identifikation von F�rderregionen und die damit verbun-
dene Lenkung der finanziellen F�rderstr�me intensiv auf
die Arbeitsbedingungen ein. Das geht hin bis zur Auslage-
rung (Vernichtung) von Arbeitspl�tzen im Westen Deutsch-
lands und deren gef�rderten Neuaufbau in den Neuen Bun-
desl�ndern (NBL). Wie weit ist beispielsweise die Ab-
grenzung von Arbeitsmarktregionen politisch beeinflusst
(Regionalisierungsproblem)? Werden Indikatoren nach ob-
jektiven oder nach politischen Kriterien ausgew�hlt, um
die Benachteiligung von R�umen offen zu legen und so
zum Ausweis von F�rderregionen zu dienen (Selektionspro-
blem)? Wie weit ist die Gewichtung dieser Indikatoren unte-
reinander ebenfalls politisch beeinflusst (Gewichtungspro-
blem3)?

Unter diesen Fragestellungen wird hier anhand des Indika-
tors »Arbeitslosenquote« (eng verbunden damit »Erwerbs-
t�tigenprognose«) er�rtert, wie weit dieser mit seinem gro-
ßen Gewicht zur Orientierung der F�rderstr�me tauglich
ist, die so intensiv auf die Arbeits- und Lebensbedingungen
in den Regionen Deutschlands einwirken.

Frauenverursachte Disparität der Arbeitsmarktlage?

Unter »Wie sieht es aus mit der Erwerbst�tigkeit ...«4 wurde
er�rtert, warum eine Orientierung der finanziellen F�rder-
str�me in Deutschland auf der Basis des Indikators »hohe
Arbeitslosenzahlen« untauglich ist. Ein gesamtdeutscher

Vergleich aus Geschlechterperspektive zeigte n�mlich,
dass sich die M�nner-Arbeitslosigkeit in Ost und West an-
gen�hert hat, die Frauen-Erwerbsquote und -Erwerbsnei-
gung in Ostdeutschland die entsprechenden Kenndaten im
Westen jedoch deutlich �bertrifft. Oder, wie es eine IAB-Un-
tersuchung5 auf den Punkt bringt: Das weibliche Erwerbs-
personenpotential in Ostdeutschland wird – anders als in
Westdeutschland (mit einer hohen Stillen Reserve) – nahe-
zu vollst�ndig in die Erwerbst�tigen einerseits und in die
Arbeitslosen/Erwerbslosen andererseits abgebildet.
Die Erwerbsorientierung ostdeutscher Frauen ist also wei-
terhin hoch. Im Westen hingegen n�hert sich die Erwerbs-
quote der Frauen nur langsam der M�nnerquote an (2004:
64,5% zu 80,4%). Der Abstand ist im Osten mit 6,5%
(2004: 73,4% zu 79,9%) deutlich geringer. Die Erwerbs-
quote (Erwerbst�tigenquote plus Erwerbslosenquote) ost-
deutscher Frauen lag also um fast neun Prozentpunkte
�ber der im Westen (73,4% zu 64,5%), bedingt durch die
hohe Erwerbslosenquote der Ost-Frauen (15%) im Verh�lt-
nis zu der der West-Frauen (5,6%). Die Vollzeit-Erwerbs-
orientierung ostdeutscher Frauen ist ungebrochen, w�h-
rend die Frauen im Westen eher in die stille Reserve
ausweichen. Die Teilzeitquote ostdeutscher Frauen stieg
zwar an (1991: 12% auf 2004: 38,1%), liegt aber weiterhin
unter der im Westen (51,1%). Zudem betr�gt im Osten der
Umfang ihrer Teilzeitarbeit fast zwei Drittel einer Vollzeit-
stelle (im Westen nur eine halbe Vollzeitstelle). Insgesamt
liegt der Frauenanteil am knappen Arbeitsvolumen in Ost-
deutschland daher h�her (Ost: 45,7%; West: 39,9%).

Hier lesen Sie

– welche geschlechtsspezifischen Unterschiede es bei der Arbeitslosigkeit gibt

– warum die Arbeitslosenquote als alleiniges Kriterium für die Förderung nicht ausreicht

– welche ergänzenden Kriterien eine gerechte Verteilung der Fördermittel bewirken können

1 Hacker, W.: Arbeitspsychologie ...; Berlin (1986). Vgl. Hammer, W.: W�rterbuch
der Arbeitswissenschaft ..., S. 22; M�nchen (1997).

2 Gesellschaft f�r Arbeitswissenschaft (GfA): Denkschrift »Arbeitswissenschaft in
der Gesetzgebung«. Hrsg.: RKW, Frankfurt/M. (1973).

3 Eckey, H.-F. et al.: Anmerkung zur Identifikation von F�rderregionen in der
»Gemeinschaftsaufgabe«; Volkswirtschaftl. Diskussionsbeitr�ge Nr. 90/07, Kas-
sel (2007).

4 Schweres, M.: Wie sieht es aus mit der Erwerbst�tigkeit? Vom Aussagewert
der Kennziffern. AiB 2006, S. 477–482.

5 Beckmann, P.: Neue Frauenf�rderquote – Gute Absichten f�hren nicht immer
zum gew�nschten Ziel. IAB-Kurzbericht, Ausg. Nr. 22/18.12.2003, S. 1–9.
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Fazit des AiB-Beitrags in 2006: »Hohe Arbeitslosenzahlen«
sind wegen der aufgezeigten unterschiedlichen Erwerbs-
quoten, Erwerbslosenquoten und Arbeitsvolumina f�r ei-
nen innerdeutschen Vergleich als Verteilungsindikator un-
tauglich.
Eine Abgrenzung der F�rderregionen und damit die Len-
kung der F�rderstr�me in Deutschland (u.a. Aufbau Ost)
�ber diesen Indikator f�hrt innerdeutsch zu einer Fehlver-
teilung knapper Haushaltsmittel. Unter der Genderperspek-
tive ist das aus der DDR-Tradition �berkommene Erwerbs-
verhalten ostdeutscher Frauen zweifellos zukunftsweisend.
Derzeit f�hrt aber ein davon beeinflusster Arbeitsmarkt-
indikator zu einer Fehlallokation (Fehlzuweisung) knapper
F�rdermittel. Im Folgenden zeigt ein kurzer Blick auf die
Frauenf�rderquote noch einmal die frauenverursachte Dis-
parit�t der Arbeitsmarktlage Deutschlands. Danach wird
untersucht, wie weit die daraus zu ziehenden Konsequen-
zen in die Neuabgrenzung von F�rderregionen (2007 bis
2013) im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur« eingeflossen sind.
Abschließend wird aufgezeigt, dass die verantwortlichen
Politiker auf Bundes- und auf L�nderebene interessengelei-
tet argumentieren und nur selten auf eine objektivierte, in-
dikatorgest�tzte Orientierung der F�rderstr�me eingehen.
Im Osten wird – unproblematisiert – immer wieder auf die
hohen Arbeitslosenzahlen verwiesen. Im Westen wird ge-
gen die einseitige Auswahl der F�rderregionen »nach Him-
melsrichtungen« argumentiert.

Frauenförderquote und regionale Strukturförderung

Die in § 8 SGB III verankerte Frauenf�rderquote hat im Rah-
men der Arbeitsf�rderung zweifellos eine andere Orientie-
rung als die hier hinterfragten Rahmenbedingungen der
regionalen Strukturf�rderung. Dort wird die Arbeitslosen-
quote, nicht nach Geschlechtern unterteilt, zur Darstellung
der Arbeitsdefizite insgesamt herangezogen. Dennoch sind
die in den Untersuchungen zur Frauenf�rderquote gewonne-
nen, geschlechterdifferenzierten Ergebnisse auch hier hilf-
reich. Die »Erwerbsquote« (Anteil Erwerbst�tiger und Er-
werbsloser an der erwerbsf�higen 15 bis 65-j�hrigen Be-
v�lkerung) und die »Erwerbst�tigenquote« (Anteil der
Erwerbst�tigen an den Personen im erwerbsf�higen Alter, d.
h. 15 bis 65 Jahre) messen die Beteiligung von Erwerbsperso-
nen am Arbeitsmarkt. Differenziert man die sonst �bliche
Kennziffer »Arbeitslose gesamt« nach Ost- und West-

deutschland sowie nach Frauen undM�nnern, so zeigen sich
die Unterschiede beim weiblichen Arbeitskr�fteangebot.6

Erwerbsquoten und Erwerbstätigenquoten von Frauen
und Männern (15 bis 65 jahre) in Deutschland 2002

Die Untersuchungen zur Frauenf�rderquote weisen die
bereits geschilderten, regionalen, geschlechtsspezifischen
Arbeitsmarkt-Ungleichheiten aus (einschließlich der Unter-
schiede bei der Stillen Reserve). Brautzsch et al. suchen
nach Ursachen f�r geschlechtsspezifische Arbeitsplatz-
l�cken in Deutschland. Sie sind �berrascht �ber die hohe
ostdeutsche Unterbesch�ftigungsquote, trotz einer ver-
gleichsweise hohen Arbeitsplatzausstattung (im Verh�ltnis
zum westdeutschen Vergleichswert). Das ist, wie ausge-
f�hrt, auf die weiterhin hohe Erwerbsbeteiligung ostdeut-
scher Frauen zur�ckzuf�hren, auf die »ungebrochene Er-
werbsneigung« (Verhaltenskomponente). Hinzu kommt,
dass in Ostdeutschland auf je 1.000 Erwerbsf�hige bezogen
tats�chlich weniger Arbeitspl�tze vorhanden sind (Struktur-
komponente). Daher: »Die h�here Erwerbsbeteiligung der
Ostdeutschen (Verhaltenskomponente) zeigt sich darin,
dass es je 1.000 erwerbsf�hige Ostdeutsche 819 Personen
gibt, die eine Erwerbst�tigkeit aus�ben bzw. suchen (West-
deutschland: 799).«7 Oder: »Obwohl die ostdeutschen er-
werbsf�higen Frauen etwa ein Zehntel mehr Arbeits-
stunden leisten als die westdeutschen, fehlen je 1.000
erwerbsf�hige Frauen dreimal mehr Arbeitspl�tze als in
Westdeutschland.«8

Arbeitslosenquote als ein Indikator zur Abgrenzung von
Förderregionen

In 2006 legte Schwengler9 ein Gutachten vor mit einem Vie-
rerb�ndel an Indikatoren f�r die Neuabgrenzung des deut-
schen Regionalf�rdergebietes.10 Danach wird das regionale
Ranking mit einem Gesamtindikator ermittelt, der sich aus
vier, f�r die regionale Strukturpolitik in der Gemeinschafts-
aufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur« miteinander multiplikativ verkn�pften Einzelindikato-
ren (mit unterschiedlichen Gewichten) zusammensetzt:
»Arbeitslosenquote« (im mehrj�hrigen Durchschnitt, z.B.
2002 bis 2005) als Arbeitsmarktindikator (Gewichtung
50%); »durchschnittlicher Bruttojahreslohn pro Besch�ftig-

6 Ebenda S. 2.
7 Brautzsch, H.-U. et al.: »Arbeitsplatzausstattung« und »Arbeitsplatzl�cke«

nach Geschlechtern in Ost- und Westdeutschland. IWH-Diskussionspapiere
Nr. 9,S. 21; Halle (Saale), Mai 2006.

8 Ebenda S. 22.
9 Schwengler, B./Binder, J./Haag, G.: Neuabgrenzung des deutschen Regional-

f�rdergebiets 2007 bis 2013. IAB-Gutachten im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur«; N�rnberg (M�rz
2006).

10 Vgl. Schwengler, B.: Regionale Strukturpolitik. Neues Ranking f�r deutsche
F�rdergebiete. IAB Kurzbericht, Ausg. Nr. 17/16.10.2006,S. 1-6.
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ten« als Einkommensindikator (40%); »Infrastrukturindika-
tor«, berechnet vom Bundesamt f�r Bauwesen und Raum-
ordnung (5%); »Erwerbst�tigenprognose«, berechnet von
F.-J. Bade, Universit�t Dortmund (5%).
Erstmalig wurde so f�r 2007 die Neuabgrenzung von F�r-
derregionen auf der Basis eines gesamtdeutschen Modells
vorgenommen. Auch hier zeigte sich die »Einflussbreite« in
der Auswahl der F�rderindikatoren und vor allem in der
»Gewichtung« untereinander. Wegen »... enormen, aus re-
gionalpolitischer Sicht nicht sachgerechten Rangplatzver-
schiebungen. ... [wurde im gesamtdeutschen Modell] die
Differenz zwischen der gesetzten und der tats�chlich ge-
w�nschten Gewichtung der Indikatoren ... zu Gunsten des
Arbeitsmarktindikators (Arbeitslosenquote) und zu Lasten
des Einkommensindikators (Bruttojahreslohn pro Besch�f-
tigten) angepasst.... Die Arbeitslosenquote erh�lt somit in
der anstehenden Neuabgrenzung mit 50 % ein h�heres Ge-
wicht als der Bruttojahreslohn pro Besch�ftigtem mit 40 %.
Der Infrastrukturindikator und die Erwerbst�tigenprognose
werden jeweils mit 5 % gewichtet.«11

F�r die einzelnen F�rderregionen weist der Arbeitsmarktin-
dikator »Durchschnittliche Arbeitslosenquote der Jahre
2002 bis 2005«12 aus, dass die weiterhin hohe Erwerbs-
neigung ostdeutscher Frauen (kaum R�ckzug in die Stille
Reserve) das knappe ostdeutsche Arbeitsvolumen im Ver-
gleich zu Westdeutschland mehr aussch�pft. Das f�hrt zu
einer so hohen weiblichen Erwerbslosenquote, dass im Er-
gebnis der Indikator »Arbeitslosenquote insgesamt« im
Osten so viel h�here Werte ausweist als im Westen.

Volkswirtschaftliche Kritik an der gewählten
Abgrenzung

Wie eingangs erwähnt, ergeben sich bei der Feststellung
von Förderregionen drei Problemfelder:

– Regionalisierungsproblem: Die Systemgrenzen f�r die Abgren-
zung von Arbeitsmarktregionen werden h�ufig politisch gesetzt
– Selektionsproblem: Die gew�hlten (vier) Einzelindikatoren und
deren Verkn�pfungen unterliegen gleichen Festlegungen. Sie sind
nicht trennscharf voneinander abgegrenzt, sondern weisen wech-
selseitige Abh�ngigkeiten auf. »Da die ,Arbeitsmarkt-Variablen
den gleichen Sachverhalt messen wie die Erwerbst�tigenpro-
gnose, addieren wir die politisch festgelegten Gewichte der Ge-
meinschaftsaufgabe f�r beide Bereiche auf. «13 F�r den Indikator
»Arbeitsmarkt« werden die Gendereinfl�sse nicht problematisiert
– Gewichtungsproblem: Wegen der politischen Setzungen zum
1. und 2. Spiegelstrich setzen sich die Autoren vor allem statis-
tisch mit den Gewichtungen auseinander.
Danach wird der Gesamtindikator �ber eine wissenschaftlich
nicht zul�ssige Skalentransformation gebildet. Die Einzelindika-
toren weisen Abh�ngigkeiten auf.
»... bei der ... verwendeten multiplikativen Verkn�pfung [f�hrt]
eine Korrelation der Einzelindikatoren dazu ..., dass eine unab-
h�ngige Gewichtung der Gr�ßen nicht gegeben ist. Damit ist
auch jede Gewichtung mit Hilfe von vorgegebenen Prozentzahlen
der Einzelindikatoren nicht sinnvoll. Die Einzelindikatoren mes-
sen n�mlich zum Teil die gleichen Inhalte.«14

Mit den politisch gesetzten Vorgaben zur Systemabgren-
zung (Regionalisierungsproblem) und zur Auswahl der In-
dikatoren (Selektionsproblem) wagen die Autoren eine al-
ternative Berechnung �ber eine Faktorenanalyse, die zu
unabh�ngigen Dimensionen f�hrt. Die Ergebnisse ihres
Rankings f�hren – bei all den »Setzungen« erstaunlich –
zu nur leicht abweichenden Ergebnissen. Allerdings ent-
scheiden oft schon kleinere Abweichungen dar�ber, ob
eine Region in der F�rderung verbleibt oder aus ihr heraus-
f�llt.
Aufschlussreicher sind da die Ergebnisse einer Vorl�uferun-
tersuchung aus 2000: »Es ist allerdings auch erkennbar,
dass einige Regionen in Ostdeutschland den Anschluss an
das durchschnittliche Niveau der gesamten Volkswirtschaft
(fast) gefunden haben und damit deutlich vor den schlech-
testen Regionen in Westdeutschland liegen. So haben
Potsdam-Brandenburg, Berlin, Zwickau, Leipzig, Jena, Dres-
den und Eisenach Gesamtindikatoren von 4 90; Passau,
Werra-Meissner, Cham, Uelzen, Emsland, Wilhelmshaven,
Bremerhaven, Emden und Cloppenburg als westdeutsche
Wirtschaftsr�ume haben dagegen Auspr�gungen, die unter
diesem Wert liegen (...).15 Um wie viel mehr wird in 2007
die NBL-Aufholjagd diese regionalen Unterschiede zuguns-
ten Ostdeutschlands ver�ndert haben?

Arbeitslosenquote in der politischen Debatte

Bei der Erl�uterung des Arbeitsmarktindikators wird also
unpr�zise ausgef�hrt, dass die ostdeutschen Regionen im-
mer noch das gr�ßte Defizit ausweisen. Im November 2006
war die einschl�gige Bundestagsdebatte beherrscht von
dem Indikator »Arbeitslosenquote«. So trug Joachim G�n-
ther (FDP; Landesliste Sachsen) vor, dass die Arbeitslosen-
quote »... im Osten mit 15,7% gegen�ber 8,2% in den an-
deren L�ndern fast doppelt so hoch [ist]. Allein diese Zahl
macht deutlich, dass die Arbeitsmarktprobleme in den neu-
en L�ndern von besonderer Bedeutung sind.«16

Minister Wolfgang Tiefensee sieht eine »Disparit�t« zwi-
schen den Arbeitslosenquoten in West- und in Ostdeutsch-
land. Was aber bewirkte diese »Disparit�t«, diese Ungleich-
heit der Arbeitslosenquoten? Im Bericht des Ministers stellt
er fest: »Die ostdeutsche Arbeitslosigkeit ist seit einem
Jahrzehnt etwa doppelt so hoch wie in den alten L�ndern.«17

Seine Daten zur »Erwerbsquote« verdeutlichen den Einfluss

11 Ebenda S.6.
12 Ebenda, Karte 2 auf S. 3.
13 Eckey 2007, S.12.
14 Ebenda S.6.
15 Der wirtschaftliche Entwicklungsstand in den Regionen des Vereinigten

Deutschlands. Volkswirtschaftliche Diskussionsbeitr�ge Nr. 20/01, S. 31; Kassel
(2000).

16 Redebeitr�ge aus der »Debatte �ber den Bericht der Bundesregierung zum
Stand der Deutschen Einheit 2006/63. Sitzung des 16. Deutschen Bundesta-
ges am 9.11.2006«. Aus: Das Parlament 56 (13.11.2006) Nr. 46, S. 17.

17 Ausz�ge aus »Bundesministerium f�r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung: Jah-
resbericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit 2006; u.a.
Teil A/Abschnitt 1.2 und Teil B/Kapitel 2 des Jahresberichtes. Bonn/Berlin
(Sept. 2006); hier: S. 9.
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der Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen: »Die Erwerbsquo-
te (...) ist in Ostdeutschland einschließlich Berlin (75,7% in
2005) h�her als in Westdeutschland (73,2% in 2005). Noch
deutlicher liegt die Erwerbsquote bei den Frauen mit 72,1%
�ber derjenigen in Westdeutschland (65,5%). Der Unter-
schied ergibt sich insbesondere durch Frauen mit Kindern,
die in einem gr�ßeren Umfang als in Westdeutschland einer
Besch�ftigung nachgehen oder eine solche suchen.«18 Der
Genderaspekt der ostdeutschen Arbeitsmarktlage klingt in
dem Bericht zwar an, wird aber argumentativ nicht auf den
Punkt gebracht:
Die immer wieder als F�rderargument vorgetragenen ho-
hen ostdeutschen Arbeitslosenquoten sind letztlich durch
die hohen Erwerbsquoten (Arbeitsvolumina) der dortigen
Frauen bedingt.
Das wirkt sich �ber die eng verkn�pften Indikatoren
»Arbeitslosenquote« und »Erwerbst�tigenprognose« auf
die Auswahl der F�rderregionen aus. Das d�rfte – wie die
Studien von Eckey andeuten – zu einer Bevorzugung ost-
deutscher Regionen bei diesem Ranking f�hren.

Ergänzende Förderkriterien notwendig

Aussagef�higer beispielsweise f�r einen Vergleich zwi-
schen Ruhrgebiets-St�dten und ostdeutschen St�dten
w�re die Erg�nzung der Kennziffer »Arbeitslosenquote« um
zus�tzliche Indikatoren wie die Geschlechterverteilung bei
den Erwerbslosen und den Erwerbspersonen. Dazu geh�-
ren aufgeschl�sselte Erwerbst�tigen- bzw. Besch�ftigungs-
quoten sowie die jeweiligen Anteile am Arbeitsvolumen.
Auch derart aufgeschl�sselte Arbeitslosen- und Erwerbs-
t�tigenquoten reichen – wie Eckey belegt – als Kennziffern
jedoch nicht aus, um die Finanzstr�me in Deutschland »ge-
recht« zu lenken.
Insofern sind die vier oben genannten, untereinander ver-
kn�pften Einzelindikatoren ein wichtiger Fortschritt: Mit ih-
nen sind die Anregungen schon aufgegriffen worden, die
Bundesfinanzminister Peer Steinbr�ck als NRW-Minister-
pr�sident zur Arbeitslosenquote gab: »Ich m�chte sie nicht
als alleinige Kennzahl verwenden. Die Arbeitslosenquote
ist ohne Zweifel ein wichtiger Indikator daf�r, wo der Be-
darf an regionaler Strukturf�rderung am gr�ßten ist. Zu-
s�tzlich w�rde ich aber auch das Einkommensniveau, also
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, in einer Region als
Maßstab heranziehen, ...«.19 Dazu nannten er und sein Mi-
nister, Michael Vesper, als weitere Kriterien f�r die F�rder-
w�rdigkeit die Zahl der Sozialhilfeempf�nger (Ausgaben-
summe f�r Sozialleistungen), das verf�gbare Pro-Kopf-
Einkommen, die Qualit�t der Wohnungen (Eigenheimanteil;

Anteil Eigentumswohnungen; ...), die G�te der Infrastruk-
tur. Der jetzige Minister f�r Bauen und Verkehr des Landes
Nordrhein-Westfalen, Oliver Wittke, f�hrte zus�tzlich die In-
vestitionsquote an. Ungleich h�her sind zudem die Ruhrge-
bietsst�dte finanziell durch die Sozialkosten aus hohen
Ausl�nderanteilen und Aussiedleranteilen (»Migranten«)
belastet.

Fazit

Nach den westdeutschen K�mmerern soll k�nftig nicht
mehr die geographische Lage (»Himmelsrichtung«) dar�ber
entscheiden, ob eine Kommune ausreichende Finanzmittel
erh�lt oder nicht.
Im Juni 2006 forderten folgerichtig die hochverschuldeten
St�dte des Ruhrgebiets und des Bergischen Landes zur Ge-
meindefinanzreform20, dass der infrastrukturelle Finanzaus-
gleich zwischen den Kommunen im Osten und Westen ge-
samtdeutsch zu entwickeln ist. Die Solidarbeitr�ge sind
von ihnen nicht mehr zu finanzieren.
In 2007 brach erneut und mehrfach die Kritik an der Ostf�r-
derung, speziell am Solidarpakt II auf.
Die altbekannten Angriffs- und Abwehrreden wurden aus-
getauscht. Unwidersprochen jedoch blieb, wenn der Soli-
darpakt II »als Ergebnis einer Bedarfsanalyse« bezeichnet
wurde (so vom brandenburgischen Ministerpr�sidenten
Matthias Platzeck).
Diese »Bedarfsanalyse« und die dabei eingesetzten Indi-
katoren bed�rfen einer genderoffenen Diskussion, wenn
in den Folgejahren der Erfolg des f�r 2007 erstmals ein-
gesetzten gesamtdeutschen Modells der Abgrenzung von
F�rderregionen zur Strukturpolitik �berpr�ft wird. Das
gilt zuv�rderst f�r den dort genutzten Arbeitsmarkt-
indikator (einschließlich Erwerbst�tigenprognose), der mit
50 (55) % Gewichtung weiterhin massiv die Auswahl beein-
flusst.

Manfred Schweres ist Professor f�r Arbeitswissen-
schaft an der Universit�t Hannover

Nehmen Sie Ihren Anspruch wa h r : Jedes Betriebsrats-Mitglied
hat das Recht auf seinen eigenen »Kittner«. So haben Sie die
rechtssicheren Informationen aus Kittners »Arbeits- und Sozial-
ordnung 2007« immer schnell greifbar. Bestellen Sie jetzt.

Telefon: 0 69 / 79 50 10-20 E-Mail: kontakt@bund-verlag.de
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18 Ebenda S. 19 f.
19 Steinbr�ck, Pl.: Aussagen von Ministerpr�sident Peer Steinbr�ck zur Standort-

politik in Deutschland. Typoskript vervielf., D�sseldorf (5.11.2003).
20 Scholz, O./Busch, M. (Bochum) et al.: Finanzielle Zukunftsf�higkeit der St�dte

sichern – Forderungen der St�dte des Ruhrgebiets und des Bergischen Landes
zur Gemeindefinanzreform. Bochum/Bottrop/... (9.6.2006) –
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